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Siehe auch:

Besiedlung und Bewirtschaftung 
der Bauzone auf lokaler Ebene;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Amt für Umwelt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
WIF, TBA, Pol, ABA, VEA, 
BRPA, KGV

Andere Kantone:
VD, BE

Bund:
BUWAL, BRP

Andere Stellen:
KOST, ORKAF, Öffentliche 
Verkehrsunternehmen, 
Erdgasverteiler

1. PROBLEMSTELLUNG

Im Gegensatz zu den Naturgefahren wurden die Chemierisiken 
bei den Planungsverfahren bisher noch nie berücksichtigt. 
Das Bundesgesetz über den Umweltschutz (USG) und die 
Störfallverordnung (StFV) enthalten die erforderlichen Kriterien, um 
ein Verzeichnis der betroffenen Anlagen zu erstellen. Sie legen 
ausserdem die Verpflichtung der Betreiber, ihre Verantwortung 
wahrzunehmen sowie das nötige Vorgehen zur Abschätzung 
und Bewältigung des Risikos (Kurzberichte, Risikoermittlungen, 
Interventionspläne usw.) fest.

Die Betreiber bestehender Anlagen müssen in einem besonderen 
Verfahren nachweisen, dass die Risikosituation, die sie verursachen, 
tragbar ist, und gegebenenfalls entsprechende Massnahmen 
treffen. In extremen Fällen kann sogar der Standort ihres Betriebs 
in Frage gestellt werden.

Diese gesetzlichen Grundlagen wurden geschaffen, um eine 
bestehende Risikosituation zu beurteilen und zu sanieren; sie 
sind hingegen nicht zur Prävention des Risikos geeignet, das 
durch die Erstellung neuer Anlagen oder durch eine wesentliche 
Veränderung der Situation im Rahmen einer Ortsplanung entsteht. 
Hier können nur die Raumplanungsverfahren für Bedingungen 
sorgen, welche die notwendige Sicherheit und ein akzeptables 
Risiko für die betroffene Bevölkerung garantiere.

In der Praxis finden sich zwei Fälle:
· Die Wohnzonenausscheidung von Grundstücken, die in der 

Nähe einer Industriezone oder einer Zone von allgemeinem 
Interesse mit einem oder mehreren Risikoobjekten liegen.

· Die Industriezonenausscheidung von Grundstücken, die in 
der Nähe von schon bestehenden Wohnzonen oder anderen 
sensiblen Objekten liegen.

Im ersten Fall wird die Situation wahrscheinlich schnell unbefriedi-
gend, wenn nicht sogar kritisch. Die ungenügende Berücksichtigung 
des Risikos kann sowohl die sich ansiedelnde Bevölkerung gefähr-
den als auch die Existenz des Unternehmens in Frage stellen, 
da es womöglich unverhältnismässig strenge Massnahmen zur 
Risikominderung treffen muss.

Der zweite Fall ist komplexer, da zum Zeitpunkt der Zonen-
ausscheidung noch nicht bekannt ist, welche Unternehmen sich 
in der Industriezone ansiedeln werden.

Und schliesslich müssen auch die Folgen einer durch eine Nachbar-
gemeinde bzw. eines benachbarten Kantons vorgenommenen 
Zonenausscheidung, welche die Ansiedlung von Risikoanlagen 
ermöglicht, berücksichtigt werden.

Im Kanton Freiburg handelt es sich bei den ungefähr hundert 
der Störfallverordnung unterstellten Objekten um Betriebe der 
chemischen und metallbearbeitenden Industrie, Flüssiggaslager, 
Kunsteisbahnen, Schwimmbäder, Wasseraufbereitungsanlagen, 
Lager für Agrochemikalien sowie Tanklager für Benzin und 
Heizöl. Hinzu kommen Gasleitungen, 500 km National- und 
Kantonsstrassen, 100 km Eisenbahnlinien sowie andere, nicht 
der StFV unterstellte Risikoobjekte.

Die im Jahre 1992 geschaffene Koordinationsgruppe für Störfälle 
(KOST) umfasst die wichtigsten betroffenen Stellen, nämlich das 
AfU, die KGV, das kantonale Giftinspektorat und die kantonale 
Konferenz der Stützpunktkommandanten. Unter ihrer Leitung 
wurden die der StFV unterstellten Anlagen erfasst und die Liste 
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der Risikoanlagen erstellt. Auf dieser Grundlage arbeitet der 
Kanton derzeit gemäss den bundesrechtlichen Bestimmungen ein 
Risikokataster aus. Der Risikokataster stellt eine periodisch zu 
revidierende Gesamtübersicht über die auf dem Kantonsgebiet 
bestehenden potentiellen Risiken und Gefahren sowie über den 
Stand des Verfahrens dar.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Nach der Erfassung und Auflistung der Anlagen mit Risikopotential 
wendet der Kanton nach Reihenfolge der Priorität die folgenden 
Grundsätze an:
· Mit Hilfe von Planungsmassnahmen die ständige Aussetzung 

von Personen und Gütern gegenüber chemischen und tech-
nologischen Risiken verhindern.

· Den Betrieben mit Risikopotential durch sinnvolle raumplanerische 
Massnahmen optimale Betriebs- und Entwicklungsbedingungen 
gewähren.

· Dort, wo Risikoanlagen bestehen, durch Schutzmassnahmen das 
Risiko vermindern und das mögliche Ausmass begrenzen.

· In Notfalldispositiv bei Störfällen (Einsatzplan, Meldestelle, 
Ereignisdienst) sicherstellen.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Die Risikosituation (Kataster usw.) muss berücksichtigt und die 
gesetzlich vorgeschriebenen Mindestentfernungen zu beste-
henden Risikoanlagen (Strassen, Eisenbahnlinien, Gasleitungen) 
müssen eingehalten werden.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Die Ausscheidung neuer Wohnzonen oder Zonen mit hoher 
Bevölkerungsdichte (sensible Zonen) in der Nähe bestehender 
Industriezonen ist zu vermeiden.

· Die Ausscheidung neuer Industriezonen in der Nähe sensibler 
Zonen oder bestehender Wohnzonen ist zu vermeiden.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Das Amt für Umwelt und die Koordinationsgruppe für 
Störfälle:
· Sorgen für die Ausarbeitung und Nachführung des Risiko-

katasters.

· Stellen die notwendigen administrativen Verfahren sicher und 
wirken als Gutachter für die Beurteilung von Risikosituationen 
und im Rahmen der Raumplanungverfahren.

· Koordinieren die Anwendung von Artikel 10 USG und der 
StFV mit den anderen Vollzugsbehörden.

Die Kantonale Katastrophenorganisation (ORKAF) und die 
Kantonspolizei:
· Koordinieren die Evakuations- und Einsatzpläne an beson-

ders exponierten Standorten, nehmen die erforderlichen 
Evakuierungen vor und sind für die Führung der Meldestelle 
sowie für das Einsatzdispositiv zuständig.
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Das Bau- und Raumplanungsamt: 
· Nimmt bei der Interessensabwägung im Rahmen des Raum-

planungsverfahrens und der Begutachtung von Baugesuchen 
eine ausreichende Berücksichtigung der Risikosituation vor.

Die kantonale Gebäudeversicherungsanstalt: 
· Überprüft die Einsatzpläne und führt sie nach.

Die Regionen:
· Können bei Bedarf die räumliche Abstimmung sicherstellen, 

falls die Ausscheidung neuer Industriezonen mit Folgen für 
mehrere Gemeinden verbunden ist.

Die Gemeinden:
· Überprüfen ihre Planung, indem sie das Ziel der Risiko-

bewältigung berücksichtigen und entsprechende Massnahmen 
treffen.

· Weisen im Rahmen der Revision des ZNP die Konformität neuer 
Wohnzonen aus, wenn sich diese in der Nähe von Industrie-
zonen oder Zonen von allgemeinem Interesse befinden, in 
denen Risikoobjekte angesiedelt sind.

· Legen in ihren Planungs- und Baureglementen (PBR) die not-
wendigen Schutzmassnahmen sowie die Einschränkungen 
und Auflagen fest, die mit einer eventuellen Ansiedlung eines 
Risikobetriebes in einer nahe einer sensiblen Zone (Wohnzone, 
bevölkerungsdichte Zone, Spital, Schule usw.) gelegenen 
Industriezone verknüpft sind.

Der Bund: 
· Übermittelt dem Kanton und den Gemeinden alle Informationen 

über alle, seiner Aufsicht unterliegenden Anlagen mit Gefahren-
potential (Gasleitungen, Militäranlagen, Eisenbahnanlagen 
usw.).

Die Inhaber von Anlagen mit Risikobetrieben (einschliesslich die 
Verkehrsanlagen):
· Ergreifen die notwendigen Sanierungsmassnahmen im Sinne 

der Störfallvorsorge.

· Nehmen ihre Verantwortung zur Bewältigung des Risikos wahr 
und tragen die eventuellen Folgen eines Risikos, welches sie 
verursachen.

· Übermitteln dem AfU alle Daten, welche die chemischen 
und technologischen Risiken betreffen (Kurzberichte, Risiko-
ermittlungen, Einsatzpläne usw.).

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Der Kanton erstellt den Risikokataster und hält ihn ständig auf 
dem letzten Stand.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

· Die Richtpläne und Zonennutzungspläne werden unter 
Berücksichtigung der Grundlagen und der Grundsätze zum 
Standort erstellt.
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· Der Verlauf der Erdgashochdruckleitungen wird im Zonen-
nutzungsplan (ZNP) eingezeichnet.

 · Die Konformität jeglicher neuer Wohnzonenausscheidung 
in der Nähe von Industriezonen oder Zonen allgemeinen 
Interesses, in denen sich Risikobetriebe befinden, oder in der 
Nähe von Verkehrswegen, die im Kataster der Risikobetriebe 
aufgeführt sind, wird im Rahmen des Revisionsverfahrens des 
ZNP oder des Detailbebauungsplans (DBP) nachgewiesen; 
der Gesuchsteller liefert hierzu gemäss Art. 47 RPV und auf-
grund der Angaben des AfU die entsprechenden Dokumente 
(insbesondere Risikobericht).

· Im Falle der Ausscheidung neuer Industriezonen in der 
Nähe von Wohnzonen oder empfindlichen Zonen muss eine 
Einschränkung in das PBR eingetragen werden (eventuelle 
Nutzungseinschränkung gemäss der Art des Betriebs)

· Das PBR legt die für die Nähe von Risikobetrieben geltenden 
Regeln und Vorschriften, insbesondere den Sicherheitsabstand 
von 10 m zu Gasleitungen, fest.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Baugesuche

Im Falle der Ansiedlung eines Risikobetriebes im Sinne von Art. 
10 des USG oder der StFV in einer genehmigten Zone, nimmt 
der Gesuchsteller Kontakt mit dem AfU auf, um im Rahmen des 
Baubewilligungsverfahrens den Kurzbericht und eventuell eine 
Risikoermittlung zu erstellen. Die Erteilung der Baubewilligung kann 
erst nach der Risikobeurteilung durch die zuständige Behörde 
erfolgen.
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